
Vereinbarungen durch Beschlüsse der amerikahörigen 
Abstimmungsmaschine der UN zu ersetzen. Ferner 
wäre auch z. B. völkerrechtlich nichts gegen die Über­
prüfung der Wahlvoraussetzungen in Deutschland durch 
eine UN-Kommission einzuwenden. Eine solche Über­
prüfung ist aber eine Verletzung geltenden Völker­
rechts4). Die UN hat nicht das geringste mit der Rege­
lung des Status Deutschlands zu tun. Art. 107 der Charta 
der Vereinten Nationen legt die Unzuständigkeit der 
UN für die Regelung der Deutschlandfrage fest und 
macht die Viermächtevereinbarungen zur allein gültigen 
Rechtsgrundlage für die Lösung der deutschen Pro­
bleme. Die Auffassung von Meister unterstützt also 
objektiv die Interventionspolitik der imperialistischen 
Besatzungsmächte.

Die Fehler Meisters ergeben sich aus einer falschen 
Einschätzung des Charakters und der Rolle des Völker­
rechts, aus der Vermischung völkerrechtlicher Normen 
mit politischen Erkenntnissen, aus der Verwechslung 
internationaler Rechtsbeziehungen mit internationalen 
Aktionen der Arbeiterklasse. Daraus folgen dann not­
wendigerweise irrige Verallgemeinerungen der beson­
deren deutschen Verhältnisse, aus denen sich teilweise 
absurde Schlußfolgerungen herleiten lassen.

Weiterhin geht Meister von dem Nebeneinanderbe­
stehen mehrerer Völkerrechtssysteme aus. Er unter­
scheidet ausdrücklich ein sozialistisches Völkerrecht von 
einem allgemeinen, das die Aufgabe hat, „der Koexi­
stenz der beiden Wirtschaftssysteme, der friedlichen 
Austragung des Konkurrenzkampfes zwischen dem 
absterbenden Kapitalismus und dem aufstrebenden 
Sozialismus zu dienen“. Bei dieser Aufgabenabgrenzung 
muß begrifflich notwendig noch ein besonderes bürger­
liches Völkerrecht für die Beziehungen zwischen kapi­
talistischen Staaten bestehen.

Gerade diese Auffassung aber ist von der neuen so­
wjetischen Völkerrechtswissenschaft als unrichtig er­
kannt worden.

„Die theoretische und praktische Haltlosigkeit 
dieser Konzeption geht aus der unbestrittenen Tat­
sache hervor, daß den Völkerrechtsnormen die Ver­
einbarung zwischen Staaten zugrunde liegt. Diese 
Sachlage ist mit der Konzeption zweier Völkerrechte 
unvereinbar . . ,“5)

Bei der völkerrechtlichen Regulierung internationaler 
Beziehungen werden die Interessen der herrschenden 
Klassen der beteiligten Partner berücksichtigt. Oft be­
einflussen daneben noch andere Faktoren, wie z. B. der 
Druck der Völker, Besonderheiten der internationalen 
Lage usw., sowohl Form als auch Inhalt der Normen. 
Das ist von großer Bedeutung für eine Untersuchung der 
Grundlagen des Völkerrechts. Es ist wesentlich, daß 
die gesellschaftlichen Beziehungen der sich in der inter­
nationalen Arena gegenübertretenden Staaten letzten 
Endes auf der internationalen Arbeitsteilung in ..der 
Produktion der für das Leben der Menschen notwen­
digen materiellen Güter“6) beruhen. Deshalb müssen 
die gesellschaftlichen Anschauungen der herrschenden 
Klassen über die Regelung des Kampfes und der Zu­
sammenarbeit zwischen Staaten und die sich daraus 
ergebenden völkerrechtlichen Institutionen ihrem Inter­
essenausgleich Rechnung tragen.

Es wäre gut, wenn sich gerade an diese Frage und den 
Versuch ihrer Lösung eine kritische Diskussion knüpfen 
wünle. Der Hinweis im Rechenschaftsbericht an den 
XIX. Parteitag der KPdSU, daß die Sowjetunion „für 
die Entwicklung des Handels und für die Zusammen­
arbeit mit anderen Ländern ..., ungeachtet der Ver­
schiedenheit der sozialen Systeme eintritt“ und diese 
Politik „auch in Zukunft  auf der Grundlage des gegen­
seitigen Vorteils durchführen wird“7), ist dafür beson­
ders wichtig.

Das Völkerrecht trägt demnach ausgesprochenen 
Kompromißcharakter; darin liegt der Unterschied zum 
innerstaatlichen Recht.

* )  vgl. die Erklärungen der Regierungen der Sowjetunion, 
Volkspolens und der Deutschen Demokratischen Republik.
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6) Stalin, über dialektischen und historischen Materialismus, 
Berlin 1945, S. 37.

i) Malenkow, Rechenschaftsbericht des ZK der KPdSU an 
den XIX. Parteitag, in „Presse der Sowjetunion“ 1952, S. 1478.

Seit der Spaltung der Welt In zwei Lager haben sich 
durch den Kampf der sozialistischen Staaten die Auf­
gaben des Völkerrechts erweitert und besondere Be­
deutung für die friedliche Koexistenz der beiden Systeme 
und den Schutz der Unabhängigkeit a l l e r  Staaten 
und Nationen gewonnen. Diese Funktionen des Völker­
rechts finden ihren Ausdruck in der Außenpolitik und 
diplomatischen Praxis der Sowjetunion, „die fest und 
unbeirrbar die Politik der Erhaltung und der Festigung 
des Friedens zwischen den Völkern verficht“ 8 *). Aus der 
Erkenntnis, daß heute selbst der kleinste Krieg den 
Weltfrieden ernsthaft gefährden muß, setzt sich die 
Sowjetunion „für die Verhütung eines jeden Krieges 
zwischen den Staaten und für eine friedliche Lösung 
der internationalen Konflikte und Meinungsverschieden­
heiten ein“.8)

Diese Politik wird aber negiert durch Meisters Auf­
fassung vom Nebeneinanderbestehen verschiedener Völ­
kerrechtssysteme. Es g i b t  n u r  e i n  a l l g e m e i n e s ,  
f ü r  a l l e  S t a a t e n  v e r b i n d l i c h s ,  d e m o k r a ­
t i s c h e s  V ö l k e r r e c h t .  Darauf beruht ja gerade 
die Politik der Zusammenarbeit, die „die Einhaltung 
friedlicher internationaler Normen und die Sicherung 
eines dauerhaften Friedens im Auge hat.“ 10)

Dabei wird nicht übersehen, daß sich zwischen den 
Staaten des Friedenslagers „Beziehungen neuer Art“ 
entwickelt haben, wie sie die Geschichte der Mensch­
heit bisher nicht kannte. Die wichtigste Besonderheit 
dieser Beziehungen liegt darin, daß sie sich gründen;

„auf die volle und tatsächliche Gleichberechtigung 
aller Völker, großer wie kleiner, auf die Wahrung 
aller Souveränitätsrechte und der Unabhängigkeit 
jedes Staates, auf die Nichteinmischung in die in­
neren Angelegenheiten des anderen Staates,...
auf die gegenseitige Achtung der nationalen In­
teressen, auf das Vertrauen und die Freundschaft 
zwischen den Völkern,...
auf enge wirtschaftliche Zusammenarbeit und ge­
genseitige Hilfe, die die günstigste Voraussetzung 
für die wirtschaftliche Entwicklung in voller Über­
einstimmung mit den nationalen Interessen jedes 
Landes schafft,...
auf das gemeinsame Streben der demokratischen 
Staaten, den Frieden zu sichern, die wirtschaftlichen 
und kulturellen Beziehungen mit allen Ländern, 
unabhängig von ihren wirtschaftlichen und sozia­
len Systemen, im Interesse der Verbesserung des 
Lebens von Millionen von Menschen in allen Län­
dern des Erdballs wieder anzuknüpfen und zu ent­
wickeln“.11)

Daraus ergibt sich aber, daß die sich in diesen Be­
ziehungen herausbildenden Rechtsformen der Zusam­
menarbeit die Vertiefung und Weiterentwicklung 
demokratischer Völkerrechtsprinzipien sind. Diese 
Prinzipien erhalten durch den Charakter der beteilig­
ten Staaten einen neuen, sozialistischen Inhalt. Sie 
sind die Grundlagen eines zukünftigen einheitlichen 
Völkerrechts, das sich erst entwickeln kann, wenn die 
sozialistische Gesellschaftsordnung zumindest in der 
Mehrzahl der Länder in der Welt gesiegt hat.

Es ist allgemein zu beachten, daß gesellschaftliche 
Beziehungen und Rechtsbeziehungen zwischen Staaten 
nicht identisch sind. Die gesellschaftlichen Beziehungen 
zwischen Völkern sind äußerst vielfältig. Nur ein Teil 
von ihnen wird vom Völkerrecht erfaßt, nur d i e ge­
sellschaftlichen Beziehungen sind Rechtsbeziehungen, 
die auf vereinbarten Rechtsnormen beruhen. Deshalb 
sind z. B. die Beziehungen der Arbeiterparteien, die po­
litische Hilfe des internationalen Proletariats für die 
Arbeiterklasse einer Nation, wohl gesellschaftliche Be­
ziehungen, Beziehungen, die für das Schicksal dieser 
Nation oft von entscheidender Bedeutung sind — sie 
sind aber keine v ö l k e r r e c h t l i c h e n  Beziehungen.

Diese Unterscheidung ist für die Beurteilung der 
rechtlichen Entwicklung Deutschlands nach 1945 von 
großer Bedeutung. Meister hat das anscheinend nicht 
beachtet; seine Darstellung läuft letztlich darauf hinaus,
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